
Meine Positionen als John Maynard Keynes – Ausführliche Darstellung 

Da ich selbst nicht an der Talkshow teilnehmen kann, möchte ich hier ausführlich und in 

meiner eigenen Stimme darlegen, wie ich mich als  – John Maynard Keynes – in der 

Diskussion gegenüber den anderen Teilnehmerinnen und Teilnehmern verhalten hätte, 

welche Grundgedanken meine Wirtschaftstheorie prägen und wie ich zu aktuellen Themen 

stehe, die zu meiner Zeit noch nicht im Mittelpunkt standen, heute aber eine große Rolle 

spielen. 

Ich habe das ganze Dokument aus Sicht von John Maynard Keynes geschrieben. 

Meine grundsätzliche Sicht auf die Wirtschaft 

Ich habe mich mein Leben lang mit Krisen beschäftigt – vor allem mit solchen, die der Markt 

nicht aus eigener Kraft überwinden kann. Der Glaube, dass Märkte sich immer selbst 

regulieren, ist für mich nicht nur theoretisch fragwürdig, sondern auch gefährlich. Die 

Weltwirtschaftskrise ab 1929 hat die Grenzen der Selbstheilungskräfte des Marktes 

eindrücklich vorgeführt. 

Wenn Menschen verunsichert sind, geben sie weniger Geld aus. Wenn Unternehmen keine 

Kaufkraft sehen, investieren sie nicht. So entsteht ein Teufelskreis aus sinkender Nachfrage, 

Produktionsrückgang und Arbeitslosigkeit. 

Meine zentrale Erkenntnis lautet: 

Der Staat muss eingreifen, wenn die private Nachfrage einbricht. Nur der Staat hat die 

Größe und die Möglichkeiten, die Wirtschaft wieder in Bewegung zu bringen. 

Dabei gilt für mich: 

In der Krise handeln – im Aufschwung sparen. 

Das nenne ich antizyklische Finanzpolitik. 

Meine Haltung zu den anderen Gästen der Talkshow 

Milton Friedman 

Friedman sieht im Staat eher einen Störfaktor. Für ihn reicht es, die Geldmenge richtig zu 

steuern, dann werde sich der Rest von selbst regeln. Er vertraut auf das freie Spiel der 

Märkte. 

Ich sehe das anders. 

Geldpolitik allein reicht nicht, wenn niemand investieren möchte – selbst dann nicht, wenn 

die Zinsen niedrig sind oder die Zentralbank die Geldmenge ausweitet. In Krisensituationen 

ist die Geldpolitik wie ein Seil, das man schiebt: Man bewegt nichts. 

In der Talkshow hätte ich Friedman entgegengehalten: 

„Sie überschätzen die Berechenbarkeit menschlichen Handelns. In der Krise dominieren 

Angst, Unsicherheit und Pessimismus – und diese lassen sich nicht mit reiner Geldpolitik 

vertreiben.“ 



Ich hätte deutlich gemacht, dass staatliche Investitionen nicht Luxus, sondern in bestimmten 

Zeiten eine Notwendigkeit sind. 

Ronald Reagan 

Reagan baut auf die angebotsorientierte Politik: niedrige Steuern, weniger Staat, mehr 

Unternehmergeist. Die Wirtschaft soll dadurch wachsen. 

Mein Problem damit ist: 

Dass diese Politik erst wirkt, wenn Unternehmen an die Zukunft glauben. Wenn die 

Nachfrage aber schwach ist, hilft die schönste Steuersenkung nichts. Unternehmen 

investieren nicht, wenn sie keine Kunden sehen, unabhängig von Steuersätzen. 

Ich hätte Reagan gesagt: 

„Wohlstand entsteht nicht dadurch, dass man hofft, dass er nach unten durchsickert. Er 

entsteht durch Menschen, die genug Einkommen haben, um Güter zu kaufen.“ 

Margaret Thatcher 

Thatcher vertraut ähnlich wie Reagan auf die Marktkräfte, geht aber noch weiter: Sie fordert 

harte Ausgabenkürzungen und einen Rückzug des Staates. 

Aus meiner Sicht ist Sparpolitik im Abschwung höchst gefährlich. 

Wenn der Staat spart, wenn ohnehin schon wenig Nachfrage vorhanden ist, verschärft er die 

Krise. Staaten können in Krisen nicht wie private Haushalte handeln – sie müssen 

antizyklisch denken. 

Ich hätte Thatcher entschieden widersprochen: 

„Wenn alle gleichzeitig sparen – Bürger, Unternehmen und der Staat – bricht die Wirtschaft 

zusammen. Der Staat muss in der Krise derjenige sein, der nicht spart.“ 

Dabei hätte ich betont, dass Sparpolitik ihren Platz hat – aber eben in Zeiten des 

Aufschwungs. 

Helmut Schmidt 

Mit Helmut Schmidt verbindet mich viel. Er hat verstanden, dass Arbeitslosigkeit nicht nur ein 

ökonomisches, sondern ein gesellschaftliches Problem ist. Sein berühmter Satz „Lieber fünf 

Prozent Inflation als fünf Prozent Arbeitslosigkeit“ trifft den Kern meiner Überzeugung. 

Ich hätte Schmidt unterstützt. 

Wir beide sehen den Staat als aktiven Gestalter, nicht als Zuschauer. Inflation lässt sich 

später wieder einfangen – verloren gegangene Arbeitsjahre und Menschen, die aus dem 

Arbeitsmarkt herausfallen, dagegen kaum. 

In der Talkshow hätte ich mit Schmidt einen natürlichen Verbündeten gehabt. 

 

 



Alice (Joseph) Schumpeter 

Schumpeter betont die Bedeutung des Unternehmertums, der Innovation und der Dynamik 

der Märkte. Er spricht von „schöpferischer Zerstörung“ – Altes bricht zusammen, Neues 

entsteht. 

Ich sehe das nicht grundsätzlich anders, aber ich setze einen anderen Schwerpunkt. 

Mir geht es um die Gegenwart, in der Menschen arbeitslos werden und Einkommen 

verlieren. Innovation hilft langfristig, aber sie federt die unmittelbaren Härten einer Krise nicht 

ab. 

Ich hätte Schumpeter gesagt: 

„Langfristig mögen Ihre Theorien stimmen – aber wir leben und leiden im Heute. Der Staat 

muss handeln, bevor die kreative Zerstörung zur reinen Zerstörung wird.“ 

 

Meine Haltung zu zentralen wirtschaftlichen Themen 

Inflation 

Eine moderate Inflation ist verkraftbar. Sie ist sogar manchmal ein notwendiger Preis, um 

Arbeitslosigkeit zu senken. 

Viel gefährlicher ist eine stagnierende Wirtschaft, in der Millionen arbeitslos werden. 

Ich sehe Inflation nicht als Feind, sondern als etwas, das man dosieren und steuern kann. 

 

Staatsverschuldung 

Ich halte Staatsverschuldung nicht für ein moralisches Versagen. Schulden sind ein 

wirtschaftspolitisches Werkzeug – nicht mehr und nicht weniger. 

In der Rezession sind Schulden notwendig, um Nachfrage zu schaffen. 

In Boomzeiten müssen sie zurückgeführt werden, damit der Staat wieder Spielraum hat. 

Entscheidend ist die Konjunktur, nicht das Dogma der „schwarzen Null“. 

 

Klimaschutz 

Zur Zeit meines Lebens war Klimapolitik kein Thema. Aber aus meiner Theorie ergibt sich 

klar: 

Wenn der Markt langfristige ökologische Schäden nicht berücksichtigt, muss der Staat 

eingreifen. Klimaschutz ist kein Luxus, sondern eine Investition in die Zukunftsfähigkeit der 

Wirtschaft. 

Staatliche Investitionen in erneuerbare Energien, Infrastruktur oder Forschung passen 

perfekt zu meiner Vorstellung einer aktiven, zukunftsorientierten Finanzpolitik. 



Wirtschaftswachstum und Ökologie 

Wachstum und ökologische Verantwortung sind keine Gegensätze. 

Marktwirtschaft braucht Regeln. Ohne sie werden Kosten in die Zukunft verschoben – und 

dann müssen spätere Generationen dafür zahlen. 

Ich würde sagen: 

„Ökologische Vernunft ist langfristige ökonomische Vernunft.“ 

 

Soziale Gerechtigkeit 

Eine stabile Gesellschaft braucht soziale Sicherheit. Arbeitslosigkeit, Armut und Ungleichheit 

schwächen die Nachfrage, destabilisieren die Wirtschaft und gefährden den sozialen 

Frieden. 

Der Staat hat die Aufgabe, Mindeststandards zu sichern und die Menschen nicht den Launen 

des Marktes zu überlassen. 

 

Dinge, welche  ich in der Talkshow besonders betont hätte 

 • dass Märkte in Krisen nicht verlässlich funktionieren, 

 • dass der Staat Verantwortung hat, aktiv gegenzusteuern, 

 • dass blinde Sparpolitik gefährlich ist, 

 • dass Arbeitslosigkeit ein tieferes Problem ist als moderate Inflation, 

 • dass soziale Stabilität eine Voraussetzung für wirtschaftlichen Erfolg ist, 

 • dass Klimaschutz und Innovation öffentliche Investitionen brauchen. 

 

Gegen Friedman, Reagan und Thatcher hätte ich mich selbstbewusst positioniert, während 

ich mit Helmut Schmidt eher gemeinsame Positionen vertreten hätte. Mit Schumpeter hätte 

ich respektvoll diskutiert, aber klargemacht, dass kurzfristige Stabilität Voraussetzung für 

langfristige Innovation ist. 

 

Alles was rot markiert ist, stellt meine (Annika) persönliche Meinung dar. 


